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Das Herrenberg-Urteil – eine 
Einordnung
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 „Honorarkräfte rechtssicher zu beschäftigen, ist nahezu
unmöglich geworden. Unternehmen und Auftragnehmer

riskieren ihre Existenz.“

Florian Gontek  über das Herrenberg-Urteil in: Spiegel-online vom 31.12.2025.

https://www.spiegel.de/impressum/autor-866aa1e5-0001-0003-0000-000000026456


(Warum) könnte das Geschehen rund um das Herrenberg-Urteil auch Auswirkungen auf die
Arbeitsweise von freischaffenden Musiker:innen und Ensembles/Gruppen haben? Könnte

das bisher übliche Engagieren von Musiker:innen auf Basis von Honorar-Verträgen
problematisch werden? Müssen Musiker:innen, analog zu Musiklehrer:innen,

möglicherweise zukünftig von Ensembles/Gruppen angestellt werden? Welche Szenarien
sind denkbar, was ist realistisch? Welche Schritte können in der Praxis bereits jetzt

prophylaktisch helfen (Vertragsgestaltung, Rechtsformen für Ensembles, politisches
Engagement etc.)

Eure Fragen
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1. Sozialrechtliche
Begriffsbestimmung



Umgangssprachlich unterscheiden viele zwischen „freien“ und „festen“ Mitarbeiter:innen
oder Angestellten und Honorarkräften. Rechtlich unterscheidet man zwischen einer
abhängigen Beschäftigung, die sozialversicherungspflichtig ist, und einer selbstständigen
Tätigkeit, die sozialversicherungsfrei ist. Im ersten Fall tragen Arbeitgeber:in und
Beschäftigte die Kosten der Sozialversicherungsbeiträge (KV, RV, PV, AV) gemeinsam. Als
selbstständige:r Tätige:r muss ich selbst Sorge für die soziale Absicherung tragen (Sonderfall
KSK).

Begriffsbestimmung



Gesetz und generelle Rechtsprechung
Verwaltungsvorschriften
Rechtsprechung Musiker:innen
Verwaltungspraxis

Begriffsbestimmung



Gesetz



„Beschäftigung ist die nichtselbständige Arbeit, insbesondere in einem
Arbeitsverhältnis. Anhaltspunkte für eine Beschäftigung sind eine

Tätigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die
Arbeitsorganisation des Weisungsgebers.“

§ 7 SGB IV

§ 7 Abs. 1 SGB IV

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_4/__7.html


Eingliederung in den Betrieb

Weisung bezogen auf:
Zeit
Dauer
Ort
Art der Tätigkeit/Ausführung
Arbeitsmaterial

Merkmale einer abhängigen Beschäftigung
Gerichtliche Kriterien (§ 7 SGB IV)



„Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG setzt eine
Beschäftigung voraus, dass der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber

persönlich abhängig ist. Bei einer Beschäftigung in einem fremden
Betrieb ist dies der Fall, wenn der Beschäftigte in den Betrieb

eingegliedert ist und einem Zeit, Dauer, Ort und Art der Ausführung
umfassenden Weisungsrecht unterliegt.“

BSG-Rechtsprechung

BSG, Urt. v. 20.03.2013 – B 12 R 13/10 R 



Merkmale einer abhängigen Beschäftigung
Gerichtliche Kriterien (Rechtsprechung)

Zur Verfügungstellung von Arbeitsmitteln durch Arbeitgeber:in (Technik,
Instrumente, Computer etc.) 
Feste Entlohnung statt Beteiligung an Gewinn/Verlust; keine hohen
Investitionen (fehlendes Unternehmensrisiko) 
Pflicht zur persönlichen Leistungserbringung 
Ausfallhonorar bei unverschuldetem Ausfall 
Meldepflicht Krankheit
Entlohnung bei Urlaub und Krankheit
keine Betriebsstätte, dh Erbringung am Ort von Auftraggeber:in (z.B. Proben,
Aufführung in bereitgestelltem Raum)



Merkmale einer selbstständigen Tätigkeit
Gerichtliche Kriterien (Rechtsprechung)

Unternehmensrisiko, z.B. erfolgsabhängige Vergütung, kein Ausfallhonorar
Recht von Künstler:innen, sich durch Dritte vertreten zu lassen 
Tätigkeit für mehrere Auftraggeber:innen (z. B. Herrenberg-Urteil, nur
wenn Vertragsverhältnis beeinflusst werden kann)
Einsatz von Personal und keine Verpflichtung der persönlichen Ausübung
der Tätigkeit
Eigene Betriebsstätte
Freie Gesatltung der Arbeit nach Ort, Zeit und Dauer



Verwaltungsvorschriften



Verwaltungsvorschriften helfen Behörden (bspw. DRV, KSK) dabei, Gesetze in der
Praxis anzuwenden.
Zur Frage der Selbstständigkeit ist vor allem der sog. Abgrenzungskatalog der DRV
relevant. Er wird benutzt, wenn bspw. im Rahmen einer Betriebsprüfung oder eines
Statusfeststellungsverfahrens bewertet werden soll, ob eine Person selbstständig oder
abhängig beschäftigt ist.
Er geht eher von einem festen Orchester mit Angestellten und somit eher von
Strukturen, die das Stadt-/Staatstheater betreffen, aus. 
Trotzdem findet er Anwendung auch auf die freie Szene.

Was sind Verwaltungsvorschriften?



„Gastspielverpflichtete Künstler, gastspielverpflichtete Schauspieler,
Sänger, Tänzer und andere Künstler (einschließlich Kleindarsteller
und Statisten) sind in den Theaterbetrieb eingegliedert und daher

grundsätzlich abhängig beschäftigt.“

DRV: Abgrenzungskatalog
Für im Bereich Theater, Orchester, Rundfunk- und Fernsehanbieter, Film- und

Fernsehproduktionen tätige Personen vom 13.04.2010

https://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/rvRecht/05_Normen_und_Vertraege/10_Rundschreiben_SpV/95_vers_recht_abh_besch_statusfeststellung/rssp_2019_03_21_a01.html
https://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/rvRecht/05_Normen_und_Vertraege/10_Rundschreiben_SpV/95_vers_recht_abh_besch_statusfeststellung/rssp_2019_03_21_a01.html


„Orchesteraushilfen sind ausnahmsweise selbständig tätig, wenn sie
ohne Verpflichtung für den allgemeinen Dienst (z. B. keine

regelmäßige Probenverpflichtung) bestimmte musikalische Aufgaben
übernehmen und sich dadurch von den fest angestellten

Orchestermitgliedern erheblich unterscheiden. Schauspieler, (Chor-)
Sänger und Tänzer, die als Aushilfen tätig werden, sind grundsätzlich

als abhängig Beschäftigte anzusehen.“

DRV: Abgrenzungskatalog
Für im Bereich Theater, Orchester, Rundfunk- und Fernsehanbieter, Film- und

Fernsehproduktionen tätige Personen vom 13.04.2010



„Von einer selbständigen Tätigkeit ist weiter auszugehen, bei einem
Dirigenten, der die Einstudierung nur eines bestimmten Stückes oder
Konzertes übernimmt und/oder nach dem jeweiligen Gastspielvertrag

voraussehbar nicht mehr als fünf Vorstellungen oder Konzerte
dirigiert;

DRV: Abgrenzungskatalog
Für im Bereich Theater, Orchester, Rundfunk- und Fernsehanbieter, Film- und

Fernsehproduktionen tätige Personen vom 13.04.2010

https://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/rvRecht/05_Normen_und_Vertraege/10_Rundschreiben_SpV/95_vers_recht_abh_besch_statusfeststellung/rssp_2019_03_21_a01.html
https://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/rvRecht/05_Normen_und_Vertraege/10_Rundschreiben_SpV/95_vers_recht_abh_besch_statusfeststellung/rssp_2019_03_21_a01.html


„Gastspielverpflichtete Künstler einschließlich der
Instrumentalsolisten sind selbständig, wenn sie an einer nur

gelegentlich aufgeführten konzertanten Opernaufführung, einem
Oratorium, Liederabend oder dergleichen mitwirken.“

DRV: Abgrenzungskatalog
Für im Bereich Theater, Orchester, Rundfunk- und Fernsehanbieter, Film- und

Fernsehproduktionen tätige Personen vom 13.04.2010

https://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/rvRecht/05_Normen_und_Vertraege/10_Rundschreiben_SpV/95_vers_recht_abh_besch_statusfeststellung/rssp_2019_03_21_a01.html
https://rvrecht.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/rvRecht/05_Normen_und_Vertraege/10_Rundschreiben_SpV/95_vers_recht_abh_besch_statusfeststellung/rssp_2019_03_21_a01.html


„Die Freien Tanz- und Theaterschaffenden sind vielfältig in anderen
Formen organisiert als z.B. die Stadt-, Staatstheater und

Landesbühnen etc. Unter ihnen finden sich Projektgemeinschaften,
die ausgewiesene GbRs sind oder einzelvertragliche

Zusammenschlüsse von Künstlern/Publizisten, die als
Einzelunternehmer agieren sowie viele weitere Formen der

Zusammenarbeit. Aufgrund ihrer Besonderheiten können diese Freien
Tanz- und Theaterschaffenden nicht ohne weiteres nach dem

Abgrenzungskatalog behandelt werden.“

KSK: Informationsschrift Nr. 9
Abgabepflicht von Theaterunternehmen

https://www.kuenstlersozialkasse.de/fileadmin/Dokumente/Mediencenter_Unternehmer_Verwerter/Informationsschriften/Info_09_Abgrenzungskatalog.pdf


Musiker:innen eines Orchesters sind angestellt. Ausnahme für Aushilfen, wenn kaum
Probentage oder Starsolist:innen (zu vernachlässigen). 
Das System nach Abgrenzungskatalog stellt auf eine Anzahl von Tagen – bei Dirigenten
fünf Tage – ab. 
Es findet sich keine Abgrenzung zwischen Stadt-/Staatstheater und Freier Szene. 
Nach rechtlicher Logik wäre dies auch nicht naheliegend.
Es geht nicht darum, wo Du arbeitest, sondern wie Du arbeitest.

Zusammenfassung und Einordnung



Rechtsprechung Musiker:innen



Sachverhalt: Landestheater beauftragt Gast (Sängerin, Balletttänzerin und Schauspielerin).
Proben und Aufführungen waren vereinbart. Für die Proben haben die Parteien ein
pauschales Honorar vereinbart. Gast musste zusichern, sich beim KBB über die angesetzten
Proben- und Aufführungstermine zu informieren, ständig erreichbar zu sein und
Vorstellungsänderungen zuzustimmen. Zwischen den einzelnen Vorstellungsterminen lagen
regelmäßig wenige vorstellungsfreie Tage. Zudem stand im Vertrag, dass für die Vergütung
eine Sozialversicherungspflicht und Lohnsteuerpflicht des Arbeitgebers besteht.

Ergebnis: Erwerbstätigkeit als Beschäftigung mit Sozialversicherungspflicht vom ersten
Probentag bis zur letzten Vorstellung.

Ebenso: SG Berlin, Urteil v.04.11.2016 – S 58 AL 512/16 (auch ohne Verfügbarkeit).

Proben und Aufführungen mit Erreichbarkeitspflicht
Bundessozialgericht, Urteil vom 20.03.2013 – B 12 R 13/10 R

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=BSG&Datum=20.03.2013&Aktenzeichen=B%2012%20R%2013%2F10%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=BSG&Datum=20.03.2013&Aktenzeichen=B%2012%20R%2013%2F10%20R


Sachverhalt: Die Orchesteraushilfe war als Verstärkungsaushilfe in einem Orchester, dessen
Stammbesetzung aus festangestellten Musiker:innen bestand, tätig. Das Orchester fragte sie
produktionsabhängig an und schloss dann Verträge sowohl für Proben als auch für
Aufführungen mit ihr ab.

Ergebnis: Selbstständige Tätigkeit.

Rechtsprechung: Orchesteraushilfen
SG Konstanz, Urteil vom 12.03.2021 – S 4 BA 1884/19



Rechtsprechung uneinheitlich. 
Es gibt einige Urteile zu Orchesteraushilfen, die, wenn sie sich von den festen
Angestellten unterscheiden, selbständig sind! 
Es gibt kaum Rechtsprechung zur freien Szene, die nicht von der Konstellation eines
angestellten Orchesters ausgeht oder zumindest mit Sachverhalten der Freien Szene
vergleichbar wäre.
Sachverhalte in der freien Szene: Es handelt sich um eine projektbezogene Tätigkeit, d.
h., es wird pro Projekt ab- und zugesagt (keine Angestellten). Alle, die angefragt werden
und häufig spielen, sowie die Gäste, die nur gelegentlich zum Ensemble hinzustoßen,
sind auf Grundlage von Honorarverträgen tätig.

Zusammenfassung



Verwaltungspraxis



KSK=Künstlersozialkasse
DRV=Deutsche Rentenversicherung

Die DRV führt regelmäßig Prüfungen bei Betrieben/Arbeitgeber:innen durch, um
sicherzustellen, dass Sozialversicherungsbeiträge korrekt abgeführt worden sind.
Die DRV führt „Statusfeststellungsverfahren“ durch , und legt fest, ob
Selbständigkeit vorliegt oder ein sozialversicherungspflichtiges
Beschäftigungsverhältnis (mehr dazu später).

Welche Behörden sind relevant?



Die Praxis der DRV bei den Prüfungen ist uneinheitlich. Einige Prüfer:innen gehen noch
von einer selbständigen Beschäftigung bei bis zu fünf oder sieben Probentagen aus. Andere
tendieren dazu bereits bei einer Probe von einer sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung auszugehen.

DRV: Praxis Aushilfen an Stadt- und Staatstheater



Prüfungen der DRV mit der Feststellung der sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigung bisher nur im Stadt- und Staatstheater bekannt. 
Dort sehr uneinheitliche Praxis bei null, sieben oder auch mehr Probentagen als
selbständig eingestuft.

Zusammenfassung



2. Das Herrenberg-Urteil:
Auswirkungen und Risiken



a. Rechtliche Einordnung



Musiklehrerin schloss mehrfach befristete Verträge (jeweils für ein Schuljahr) mit einer
Musikschule,
Vertrag bezeichnete Tätigkeit als „freiberufliche Unterrichtstätigkeit“,
Bezahlung erfolgte über ein festgelegtes Honorar pro Unterrichtsstunde,
Ausfallhonorar bei Fehlzeiten der Schüler,
eigene krankheitsbedingte Ausfälle konnten nachgeholt werden,
Unterricht musste in den Räumen der Musikschule auf deren Instrumenten stattfinden,
Orientierung an einem vorgegebenen Rahmenlehrplan verpflichtend,
Verpflichtung zur Vorbereitung eines jährlichen Schülervorspiel,s
Teilnahme an zwei jährlichen Lehrerkonferenzen erforderlich,
für zusätzliche Aufgaben (Vorspiel, Konferenzen) gab es eine gesonderte Vergütung.

Sachverhalt Herrenberg



Was ist eigentlich „neu“ unter Berücksichtigung des vorher Gesagten: 
2018 (BSG, Az. B 12 R 3/17 R): Musikschullehrer:innen =eher selbstständig.
2022 (BSG, Az. B 12 R 3/20 R, „Herrenbergurteil“): Neubewertung, Kernaussage:
Selbstständigkeit nur bei echter Weisungsfreiheit (Freiheiten bei Zeit, Ort, Inhalt
allein nicht ausreichend). 
Folge: Es gibt keine allgemeine Regelung für alle Lehrenden, sondern jedes Auftrags-
bzw. Beschäftigungsverhältnis muss im Einzelfall geprüft werden. Dabei finden
dann die allgemeinen Abgrenzungskriterien (Gesetz, Rechtsprechung,
Verwaltungsvorschriften) Anwendung.

Was ist eigentlich „neu“?



Was ist eigentlich „neu“ unter Berücksichtigung des vorher Gesagten: 
2024 (BSG, Az. B 12 BA 3/23 R) Entscheidung zu Altfällen (vor Herrenbergurteil):
Kein Vertrauensschutz, also Arbeitgeber:innen können sich für die Vergangenheit
nicht auf die Einstufung von Lehrenden als eher selbstständige Berufe, d.h.
Sozialversicherungsbeiträge sind ggf. nachzuzahlen.
2025: Verabschiedung von Übergangsregelung in § SGB_IV § 127 SGB IV: bei
Zustimmung der Lehrkraft entfällt die Sozialversicherungspflicht bis zum
31.12.20262027. 
→ betrifft auch Lehrende/Dozierende an Hochschulen.

Was ist eigentlich „neu“?

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=SGB_IV&p=127


Auswirkungen auf freie Ensembles konkret
Unterschiede freie Ensembles und Musiklehrer:innen: Keine direkte Übertragung,
aber Betonung von Einzelfallabwägung im Urteil perspektivisch auch für die Freie
Szene relevant. 
Das Kriterium für eine Selbstständigkeit, ob Tätigkeit für mehrere
Auftraggeber:innen vorliegt, ist nach dem Herrenberg-Urteil nur relevant, wenn das
Vertragsverhältnis trotzdem beeinflusst werden kann.

→ Ob jemand als abhängig beschäftigt oder selbstständig eingeordnet wird, hängt davon ab,
welche Merkmale überwiegen. Entscheidend ist stets das Gesamtbild der Arbeitsleistung.
Das Herrenberg-Urteil zeigt eher eine Tendenz, wie Kriterien interpretiert werden.

Was ist eigentlich „neu“?



b. Konsequenzen Anstellung



Sozialrecht: Kosten Anstellung und Aufwand für Musiker:in und Auftraggeber:in (bzw.
Arbeitnehmer:in=AN, Arbeitgeber:in=AG)

Ggf. Beiträge in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung von
AG und AN zu zahlen (hängt auch davon ab, ob noch eine andere Anstellung mit
mehr Stunden besteht). 
Anders bei Minijob (bis zu 603 EUR im Monat): Keine Versicherungspflicht in KV,
PV, ALV; in RV versicherungspflichtig, aber Befreiung möglich; AG zahlt dennoch
pauschalen Beitrag.
Bei kurzfristiger Beschäftigung (wenn nicht berufsmäßig und unter 70 Tagen im
Jahr): keine Versicherungspflicht in KV, PV, RV, ALV; AG zahlt keinen pauschalen
Beitrag.
Wenn Anstellungen gegenüber freier Tätigkeit überwiegen, Beendigung der
Versicherung über die Künstlersozialkasse. 

Kosten einer Anstellung



Arbeitsrecht: bspw. Anspruch auf Urlaubsgeld, Verpflichtung zur Gewährung von
Urlaub, Erfassung der Arbeitszeit (AZE).
Steuerrecht: Abführung Lohnsteuer durch AG.
Sonstiges in der Administration: An- und Abmeldung notwendig bei Anstellungen,
Abführung von Abgaben und Steuer (Haftung als AG). 

Kosten einer Anstellung



DRV führt bei jedem AG, der mind. eine:n AN (auch geringfügig
Beschäftigte/Minijobber) beschäftigt, regelmäßig eine Betriebsprüfung durch. Die
korrekte Einstufung der Tätigkeit von Selbstständigen - ob diese eigentlich
sozialversicherungspflichtig beschäftigt werden müssten - wird dabei ebenfalls
überprüft.
KSK prüft abgabepflichtigen Unternehmen (z. B. Ensemble-GbR, die
Künstlersozialabgabe für die Beauftragung von selbstständigen Musiker:innen abführt) -
teilweise auch im Rahmen des Antrages auf Aufnahme in die KSK.

Hierbei kann es auch zur Beurteilung kommen, ob es sich um eine selbständige
Tätigkeit handelt. Es wird nicht geprüft, ob eine sozialverischerungspflichtige
Beschäftigung vorliegt. 

Was passiert bei der Betriebsprüfung?



Nachzahlung von Sozialversicherungsbeiträgen für bis zu vier Jahre rückwirkend.
Achtung: Beide Anteile von AN und AG, d.h. die KSK bekommt ihren geleisteten
Beitrag zurück.
Beantragung Rückzahlung von KSA möglich (Achtung: kann verjähren!)

Nachzahlung der Lohnsteuer, aber Verrechnung mit Einkommensteuer.
Unter Umständen fallen Säumnisgebühren und oder Zinsen an.
Ggf. Kosten für Steuerberater:in
Ggf. nachträgliche Ansprüche von AN auf Urlaubsgeld.

Kosten einer Anstellung nach Betriebsprüfung



c. Risiko Prüfung der Sozialversicherungspflicht?



Wie hoch ist das Risiko, dass Musiker:innen im Rahmen einer Betriebsprüfung oder
eines Statusfeststellungsverfahrens sozialversicherungsrechtlich als abhängig eingestuft
werden?

Generelle Tendenz: mehr Betriebsprüfungen durch DRV und weitere Auslegung der
Kriterien von Sozialversicherungspflicht, Herrenberg-Urteil insofern Ausdruck
dessen.
Möglichkeiten und Risiken bei Unsicherheit der Einordnung: 

Risiko Betriebsprüfung: Nachforderung (siehe Folie Kosten).
„Risiko“ Statusfeststellungsverfahren.
KSK vs. DRV: Bindewirkung DRV an Feststellung KSK? Urteil vom 12.12.2018,
B 12 R 1/18 R. Nein.

Risiko Einstufung als Angestellte



Die KSK bestimmt nicht, wer abhängig beschäftigt ist, sondern nur, wer selbstständig ist.
Das Gesetz definiert in § 7 Abs. 2 SGB IV nicht, wer selbstständig ist, sondern nur, wer
abhängig beschäftigt ist. 

→ Die DRV prüft deswegen bei Statusfeststellungsverfahren und Betriebsprüfungen, ob
eine Person sozialversicherungspflichtig nach § 7 Abs. 2 SGB IV anzustellen ist/war und ob
AG die richtigen Beträge zur Sozialversicherung abgeführt haben.
→ Die KSK prüft, ob jemand nach dem KSVG selbständig tätig ist (Versicherung) und ob
außerdem Unternehmen korrekt für Selbständige abgeführt haben (Künstlersozialabgabe).

KSK vs. DRV



Fall 1: Die KSK stellt Selbstständigkeit fest – ist die DRV daran gebunden?

→ Nein, die DRV ist nicht an die Feststellung der KSK gebunden, vgl. hierzu
Bundessozialgericht Urteil vom 12.12.2018, B 12 R 1/18 R. Sie kann feststellen, dass eine
abhängige Beschäftigung vorliegt.

Fall 2: Die KSK stellt keine Selbstständigkeit fest – muss die DRV nochmal eine abhängige
Beschäftigung prüfen?

→ Sofern die KSK feststellt, dass keine Selbstständigkeit vorliegt, eine Versicherung also
ausscheidet, kann sie die Akte an die Krankenkasse und die zuständigen Stellen weiterleiten.
Diese entscheidet dann erneut, ob eine abhängige Beschäftigung vorliegt und eine Person als
Beschäftigte zu versichern ist. 

KSK vs. DRV



Wie hoch ist das Risiko, dass Musiker:innen sozialversicherungsrechtlich als abhängig
eingestuft werden?

Es ist oft unklar, ob eine Tätigkeit als selbständig oder als
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung gilt. Eine eindeutige Beurteilung ist in
der Regel nur durch ein Statusfeststellungsverfahren durch DRV möglich.
Ziel ist die verbindliche Feststellung der sozialversicherungsrechtlichen
Einordnung.

„Risiko“ Statusfeststellungsverfahren: oft schematischer als Betriebsprüfung im
konkreten Fall
vgl. dazu uns vorliegende Einschätzungen DRV.

Statusfeststellungsverfahren



Eine uns vorliegende Einschätzung der DRV auf Anfrage von unisono bewertet 30
Konstellationen mit unterschiedlicher Vertragsgestaltung für Orchesteraushilfen als
abhängige Beschäftigung.
Einschätzung/Argumente der DRV:

 eine unternehmerische Tätigkeit bei freischaffenden Musiker:innen liege nicht vor,
sobald diese in einen Orchesterbetrieb eingegliedert sind, da sie künstlerischen und
zeitlichen Weisungen unterliegen, vergleichbar mit angestellten Beschäftigten,
sowie
selbst kurzfristige Engagements – etwa in Form von zwei Proben und einer
Aufführung – seien als sozialversicherungspflichtige Tätigkeiten zu qualifizieren.

→ DRV prüft vorab deutlich schematischer, als im Einzelfall.

Statusfeststellungsverfahren: Schema



d. Risikoreduzierung und Vertragsgestaltung



Unterschiede nach Rechtsform von Auftraggeber:in
Verein - Besprochene Risiken bestehen entpsrechend der bisherigen Ausführungen
GbR; GmbH - geringeres Risiko 

→ Das geringste Risiko einer Einstufung als sozialversicherungspflichtige Beschäftigung
besteht, wenn Auftragnehmer:innen als echte, nicht weisungsgebundene
Gesellschafter:innen in einer GbR organisiert sind und auch so zusammenarbeiten. Aber:
Dieser Vorteil gilt nur für die GbR-Gesellschafter:innen selbst, nicht für die Gast-
Musiker:innen. Der Freie Ensembles und Orchester in Deutschland e.V. (FREO) hat für
diesen Zweck mit der Kanzlei Laaser einen Muster GbR Vertrag erstellt.
  
→ GmbH Satzungen können so konstruiert werden, dass eine Selbständigkeit vorliegt (bei
über zwei Gesellschafter:innen müsste eine Sperrminorität vereinbart werden - also dass
Beschlüsse nur einstimmig gefasst werden können). 

Risikoreduzierung: Rechtsform

https://freo-forum.de/wp-content/uploads/2025/03/FREO-GBR-Vertraege.zip


Wie kann das Risiko vertraglich reduziert werden?  
Maßgeblich ist zunächst das Vertragsverhältnis der Beteiligten, so wie es sich aus
den von ihnen getroffenen Vereinbarungen ergibt oder sich aus ihrer gelebten
Beziehung erschließen lässt (vgl. BSG, Urteil vom 24. Januar 2007, B 12 KR 31/06 R,
Rz. 17 - zitiert nach juris). 
→ Grenzen Vertrag: Nur Indiz, kommt auf gelebte Praxis an!
Idee: Ensemble-Leitung/GbR/Bandleader schließen mit Veranstalter:in Verträge „in
Vertretung“ für Einzelmusiker:innen. Damit kommt Vertrag direkt zwischen den
beiden direkt zustande.

Tipps für die Vertragsgestaltung: 
Worauf ist zu achten bei der Vertragsgestaltung (Mustervertrag)?

Vertragsgestaltung



Ausfüllhinweis Beauftragung: Mitwirkung an Teilwerken kann ein Indiz für
selbstständige Tätigkeit bei ausübenden Künstler:innen sein.

Also künstlerische Mitgestaltung im Projekt (z. B. Co-Autor:in, Co-Regisseur:in, Co-
Choreograph:in): Bei Musiker:innen in der Projektentwicklung gemeinsames
Erarbeiten der Komposition/Konzept/Arrangements.
Das eigene (Teil-)Werk wird in der Aufführung eigenständig präsentiert.
Bei vereinbarter Mitwirkung an Werken können Urheberrechte entstehen, dadurch
ist eine umfassendere Rechteeinräumung im Vertrag erforderlich.

→ Anpassung der Informationsschrift Nr. 7 der Künstlersozialkasse.

Vertragsgestaltung: Teilwerk

https://www.kuenstlersozialkasse.de/fileadmin/Dokumente/Mediencenter_Unternehmer_Verwerter/Informationsschriften/Info_07_Abgabepflicht_von_Theaterunternehmen.pdf


Ausfüllhinweis Proben- und Aufführungen: Einvernehmlichkeit statt Vorgaben
gemeinsam abstimmen,
vertraglich festhalten.

→ Je stärker Entscheidungen gemeinsam über die Durchführung eines Projekts getroffen
werden und sich diese im Vertrag widerspiegeln, desto eher spricht das für eine
selbstständige Tätigkeit.
→ Kann im Prüfungsfall als Argument für eine echte Selbstständigkeit dienen.
→ Es ist sinnvoll, Absprachen (z. B. zu Probenzeiten) schriftlich zu dokumentieren, etwa
per E-Mail oder Messenger-Diensten wie WhatsApp.
→ Besonders relevant ist dabei, wenn erkennbar wird, dass Auftraggeber:in flexibel auf
zeitliche Vorstellungen von Auftragnehmer:in eingegangen ist.

Vertragsgestaltung: Probenvereinbarung



Ausfüllhinweis: Indizien für ein unternehmerisches Risiko können sein: 
Zahlung eines „sehr hohen“ bzw. „überdurschnittlichen“ Honorars im Vergleich zu
Angestellten in der gleichen Berufsgruppe (BSG-Urteil vom 31.03.2017, Az. B 12 R
7/15 R).

→ Unklar, wann das Honorar als „überdurchschnittlich“ gilt. Logik: In
Abweichung zu Angestellten in der gleichen Berufsgruppe ermögliche dies eine
„Eigenversorgung“.

Kein Ausfallhonorar vertraglich vereinbaren (Achtung: Es besteht aber ein
Gesetzesanspruch).

Vertragsgestaltung: Unternehmerisches Risiko



Verlustrisiko: Bspw. vereinbaren, dass Anteil vom Honorar abhängig von
Ticketeinnahmen ist oder ein Grundhonorar vereinbaren und Einnahmen aus
Eintritt auf Spende/Pay-What-You-Want später verteilen.

→ Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hebt im Referentenentwurf zur
sog. neue Selbständigkeit nach § 7 Abs. 5 SGB IV n.F. das unternehmerische Handeln zentral
als Kriterium hervor (siehe später unter aktuelle Entwicklungen). Es sollen eindeutigere
Kriterien festgelegt werden.

Vertragsgestaltung: Unternehmerisches Risiko

https://table.media/assets/berlin/entwurf_statusreform.pdf
https://table.media/assets/berlin/entwurf_statusreform.pdf
https://table.media/assets/berlin/entwurf_statusreform.pdf


Quelle: https://www.kanzlei-laaser.com/wissenspool/mitgliederbereich/vertraege/musiker-innen 

Vertragsgestaltung

https://www.kanzlei-laaser.com/wissenspool/mitgliederbereich/vertraege/musiker-innen
https://youtu.be/mSI6dIaFPm0


3. Kulturpolitische
Forderungen



Koalitionsvertrag



Wir werden durch eine wirksame Reform des Statusfeststellungsverfahrens die
Rechtssicherheit für Selbstständige und ihre Auftraggeber schaffen.
Wir werden das Statusfeststellungsverfahren zügig im Interesse von Selbstständigen,
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und Unternehmen schneller, rechtssicherer und
transparenter machen, zum Beispiel auch mit Blick auf die Auswirkungen des
Herrenberg-Urteils. Scheinselbstständigkeit wollen wir verhindern. Zur Beschleunigung
führen wir eine Genehmigungsfiktion ein, die im Zuge der Reform der Alterssicherung
für Selbstständige umgesetzt wird.

Koalitionsvertrag 



BMAS-Entwurf (Referentenentwurf eines Gesetzes zur Erleichterung der Feststellung
des Erwerbsstatus der Selbständigkeit im Sozialversicherungsrecht) zur sog. neue
Selbständigkeit nach § 7 Abs. 5 SGB IV n.F.:  Unternehmerisches Handeln zentral und
(+), wenn:

AN hat das Recht, eine Vertretung zu stellen und mindestens zwei der folgenden
vier Merkmale vorliegen: 

1. hat Verlustrisiken und Gewinnchancen,
2. ist nicht im Wesentlichen nur für diesen Auftraggeber tätig,
3. trägt unternehmertypische Aufwendungen,

Entwurf ist zurückgezogen worden.

Neue Selbstständigkeit: Unternehmerisches Risiko

Quelle: Referentenentwurf BMAS

https://table.media/assets/berlin/entwurf_statusreform.pdf


Handlungsoptionen und Kulturpolitische
Forderungen



Änderung Abgrenzungskatalog DRV (Sondertatbestand): Freo und BFDK Vorschlag  
anhand bestehender Rechtsprechung sowie bereits bestehenden Logiken im
Abgrenzungskatalog.
Klarstellung, dass der Abgrenzungskatalog nur für Stadt- und Staatstheater, aber nicht
für die freie Szene gilt.  
Musterverfahren vor Gericht für die freie Szene / freie Ensembles bis zum BSG führen
(ggf. entscheiden, ob Verfahren sich auf Ensemble oder Gast bezieht).

Handlungsoptionen und Forderungen spezifisch für
Musiker:innen



Kriterienkatalog zur Abgrenzung branchenübergreifend (VGSD Vorschlag).
Keine Nachzahlung von rückständigen Beträgen: also nur für die Zukunft (war vor 2008
bereits der Fall).
Schnellverfahren einführen (kurze Checkliste Kriterienkatalog).

Handlungsoptionen und Forderungen
Branchenübergreifend



4. Fragerunde



Newsletter



Vielen Dank!



LINKSAMMLUNG 
 
Input zum Thema Scheinselbständigkeit: 
https://freo-forum.de/wp-content/uploads/2026/03/2025-11-
19_Input_Scheinselbststaendigkeit.pdf 
 
Infos zu Rechtsformen für Ensembles:  
https://freo-forum.de/wp-
content/uploads/2024/01/HowTo_Rechtsformen_FREOFORUM_2023.1.pdf 
 
Infos zu GbRs, Besteuerung von GbRs, auch GbR-Mustervertrag: https://freo-
forum.de/howtos/ 
GbR und Steuern: https://freo-forum.de/wp-
content/uploads/2025/12/251212_FREO_GbR_NEU_Inhalt.pdf 
Mustervertrag Gastmusiker:innen mit Hinweisen/Hilfestellungen: https://freo-
forum.de/howtos/ 
 
 
 



Zusammenfassung des Workshops vom 27.5.2026 
• Herrenberg-Urteil signalisiert strengere Durchsetzung: Das Urteil weist auf einen 

allgemeinen Trend hin, Freie als Arbeitnehmer einzustufen. Auch wenn die 
praktische Durchsetzung in der freien Szene derzeit gering ist, stellt dies ein Risiko 
dar, das zunehmen kann. 

• Der Rechtsstatus (Freiberufler vs. Arbeitnehmer/angestellt) ergibt sich nicht aus 
einer eigenen Einschätzung oder “Entscheidung” der Vertragsparteien oder 
Vertragsformulierungen, sondern aus gesetzlichen Vorgaben bzw. einer „Abwägung“ 
von Kriterien durch die Rentenversicherung im Rahmen von Prüfungen. Bei der 
Feststellung, ob Selbständigkeit vorliegt, wird nicht der Status einer Person beurteilt, 
sondern jeweils immer die einzelne Vetragsbeziehung. 

• Im Bereich der freien Musikszene ist die Rechtsprechung bisher nicht ergiebig, 
(weder Gesetz noch Rechtsprechung), daher Betrachtung von bestehender 
Rechtsprechung aus angrenzenden Bereichen (siehe Handout). 

• Finanzielles Risiko für Auftraggeber:in: Wird ein/e Freelancer:in bei einer Prüfung 
(eines konkreten Vertragsverhältnisses) nachträglich als Arbeitnehmer :in eingestuft, 
muss der/die Auftraggeber:in rückwirkend sowohl Arbeitgeber- als auch 
Arbeitnehmeranteile zur Sozialversicherung zahlen. 



• GbR als Lösung für Ensembles: Eine GbR (Gesellschaft bürgerlichen Rechts) ist 
der wirksamste Weg, den freien Status für die Ensemblemitglieder (dann GbR-
Mitglieder) zu sichern. Eine echte GbR gilt als eigenständige Einheit; ihre Mitglieder 
sind Gesellschafter, nicht Arbeitnehmer (Einzelheiten weiter unten). Wichtig: Das 
gilt nur für die GbR-Mitglieder, von der GbR eingeladene/engagierte Gäste sind 
hier nicht mit abgedeckt! 

 

Der Rechtsrahmen 

• Der Status ergibt sich aus der tatsächlichen, gelebten Arbeitsbeziehung, nicht aus 
der Vertragsformulierung.  

• Eine „Waage“-Prüfung balanciert Kriterien der Selbstständigkeit gegen solche der 
abhängigen Beschäftigung. 

 
• Kriterien für abhängige Beschäftigung: 

o Weisungsrecht: Der Auftraggeber bestimmt Zeit, Ort und Art der Tätigkeit. 
o Festes Honorar: Vergütung ist unabhängig vom Projekterfolg. 
o Persönliche Leistungserbringung: Kein Recht, eine qualifizierte Vertretung zu 

schicken. 
 



• Kriterien für Selbstständigkeit: 
o Autonomie: Einvernehmlich abgestimmte Termine, nicht einseitig vorgegebene. 
o Unternehmerisches Risiko: Vergütung ist an den Projekterfolg geknüpft 

(könnte zum Beispiel Ticketumsatzbeteiligung sein). 
o Vertretungsrecht: Möglichkeit, eine qualifizierte Ersatzperson zu entsenden. 
o Musiker:in hat mehrere Auftraggeber: Für sich genommen ein schwaches 

Kriterium. 

 

 

Das Herrenberg-Urteil & seine Implikationen 

• Das Urteil stufte eine Lehrkraft an einer Musikschule als Arbeitnehmerin ein und 
signalisiert eine strengere rechtliche Auslegung. 

• Das Urteil zeigt einen allgemeinen Trend und ist nicht nur eine spezifische 
Sonderregel für Musikschulen. 

 

 



Risikoreduktionsstrategien 
• 1. Risikoreduktionsstrategie Rechtsform (GbR): 

o Eine echte GbR ist die sicherste Struktur für ein Ensemble. 
o Der Auftrag wird mit der GbR geschlossen, nicht mit einzelnen Personen. 
o Aber: Interne Entscheidungen der GbR müssen gemeinschaftlich, idealerweise 

einstimmig, erfolgen, um die echte Partnerschaft zu belegen. Prüfen, ob die 
bestehende GbR-Struktur wirklich kollektiv und nicht weisungsgebunden 
organisiert ist, um das Risiko einer sozialversicherungspflichtigen Einstufung zu 
minimieren. 

o Aber: Diese Struktur sichert den freien Status für von der GbR engagierte 
Gastmusiker:innen nicht mit ab!! 

Informationen zu GbRs siehe Linksammlung oben! 

• 2.  Risikoreduktionsstrategie Vertragsgestaltung: 
o Autonomie: Formulierungen wie „gemeinsam abgestimmte Probenzeiten“ statt 

„Probenplan“ verwenden, um die gemeinsame Entscheidungsfindung zu 
dokumentieren. 

o Vertragsformulierung bezüglich Probenzeiten überprüfen – statt 
„Probenplan" eine Formulierung wählen, die gemeinsame Abstimmung der 
Probenzeiten betont, um nicht den Eindruck einer einseitigen Weisung zu 
erwecken. 



o Idee: Abstimmungsprozesse für Proben- und Veranstaltungstermine (z.B. per 
Doodle oder WhatsApp) dokumentieren und als Nachweis für gemeinsame 
Terminvereinbarung abspeichern (z.B. Screenshot). 

o Unternehmerisches Risiko: Zu einem festen Honorar einen erfolgsabhängigen 
Bonus hinzufügen, um Risiko einzuführen. 

o Vertretungsrecht: Eine Klausel aufnehmen, die eine qualifizierte Vertretung 
erlaubt. 

o Kreativer Beitrag: Bei neuen Werken die Rolle der Musikerin/des Musikers im 
kreativen Prozess festhalten. 

 

Hilfestellung zu Verträgen (Mustervertrag Gastmusiker:innen) siehe auch Link-Sammlung 
oben! 

 

Hinweis zu Statusfeststellungsverfahren: 
o Keine proaktive Statusanfrage bei der DRV stellen. 
o Die internen DRV-Leitlinien sind streng, was eine negative Entscheidung sehr 

wahrscheinlich macht. 

 



Politischer & Branchen-Ausblick 
 

• Forderungen der Verbände sind oder könnten sein: 
o KSK als Nachweis: Argument, dass die KSK-Mitgliedschaft bereits soziale 

Absicherung bietet, KSK-Mitglieder also bereit eingebunden sind in die 
Sozialversicherungs-Systeme (außer Arbeitslosenversicherung)  

o Eventuell: Klare Probentage-Grenze: Eine feste Anzahl an Probentagen (z. B. 
7) festlegen, unterhalb derer der freie Status sicher ist. 

o Keine Nachzahlungen: Haftung auf zukünftige Beiträge beschränken. 

 

• Strategisches Dilemma: 
o Option A: Unauffällig bleiben und keine Aufmerksamkeit erregen. 
o Option B: Proaktiv eine verbindliche Gerichtsentscheidung anstreben, mit dem 

Risiko eines negativen Präzedenzfalls. 

 

 



Nächste Schritte für die Szene 
• Verbände: 

o Praktische Leitfäden mit Vertrags-„Do’s and Don’ts“ erstellen, Hilfestellungen 
erarbeiten 

o Informieren 
o Die freie Szene in politischen Diskussionen zum Freelancer-Status vertreten. 

• Musiker:innen und Ensembles und Veranstalter:innen: 
o Bestehende Verträge auf „Red Flags“ prüfen (z. B. einseitig vorgegebene 

Termine). 
o Für feste Ensembles ggf. die Gründung einer GbR überlegen. 
o Kollaborative Prozesse dokumentieren, um Autonomie nachzuweisen. 

 
Bisherige Statements aus den Verbänden im Bereich Musik zum Thema: 
https://www.kulturrat.de/positionen/selbststaendige-taetigkeit-im-kultur-und-
medienbereich-rechtssicher-und-buerokratiearm-gewaehrleisten-
scheinselbststaendigkeit-entschieden-entgegentreten/ 
 
https://www.musikrat.de/fileadmin/user_upload/2026_02_23_DMR_Stellungnahme_Selbs
taendigkeit_im_Musikbereich.pdf 



 

Exkurs Referentenentwurf "Neue Selbständigkeit" 
Entwurf im Wortlaut: https://table.media/assets/berlin/entwurf_statusreform.pdf 
-betrifft die Einführung einer neuen Kategorie von Selbständigkeit 

Stand 4.6.26: Der Entwurf wurde nach Kritik u.a. von Selbständigen-Verbänden bereits 
wieder zurückgezogen, weiterer Verlauf zu der Sache aktuell unklar (Stand 7.6.26) 
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